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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Verfahren über den Antrag 

der Klägerin auf Gewährung von 

Prozesskostenhilfe 

 
 

Az: B 5 R 38/12 BH 
 
L 9 R 4400/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 23 R 5631/07 (SG Stuttgart) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
Bevollmächtigter: ………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Dezember 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landessozialgerichts Baden-

Württemberg vom 17. August 2012 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen 

Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 17.8.2012 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin 

auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat 

die Klägerin beantragt, ihr Prozesskostenhilfe (PKH) zu bewilligen und einen Rechtsanwalt bei-

zuordnen. 

 

Der Antrag auf PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen, weil die Nichtzulas-

sungsbeschwerde keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 S 1, § 121 Abs 1 Zivilprozessordnung <ZPO>). Es ist 

nicht zu erkennen, dass ein nach § 73 Abs 4 SGG zugelassener Prozessbevollmächtigter in der 

Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin erfolgreich zu begründen. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Ge-

richtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Solche Zulassungsgründe sind nach der im PKH-Verfahren gebotenen summarischen Prüfung 

des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen den von der Klägerin angegrif-

fenen Beschluss, der grundsätzlich mit der Nichtzulassungsbeschwerde anfechtbar ist (§ 153 

Abs 4 S 3 iVm § 158 S 3 SGG), auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. 

Grundsätzliche Bedeutung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. 

Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die 

Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht oder die Frage bereits 

höchstrichterlich entschieden ist (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70). 

Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind nicht 

ersichtlich. Zu den Leistungsvoraussetzungen der hier streitigen Rente wegen 

Erwerbsminderung nach den §§ 43, 240 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) besteht 

bereits eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG (vgl dazu Gürtner in Kasseler Kommentar, 

Stand: April 2010, laufende Kommentierung zu §§ 43, 240 SGB VI und die Nachweise im 

Ablegeordner zu §§ 43, 44 SGB VI). 
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Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegangen 

werden. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG zur Zulassung der Revision führen könnte. Nach Halbs 2 dieser Bestimmung kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein 

derartiger Beweisantrag, den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die 

Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) übergangen haben könnte, ist hier nicht ersichtlich. 

 

Selbst wenn das LSG nicht ohne weiteres davon ausgehen konnte, dass der im Berufungs-

schriftsatz vom 27.12.2009 gestellte Beweisantrag ("Ein Gutachten meiner Leistungsfähigkeit 

sowie meiner Arbeitsleistungsfähigkeit im Christofsbad G.                     zu erstellen") nicht 

weiter verfolgt werden sollte (vgl BSG Beschluss vom 20.10.2010 - B 13 R 511/09 B -; BSG 

Beschluss vom 2.12.2010 - B 9 SB 20/10 B), weil die Klägerin nicht durch einen berufsmäßigen 

Rechtsvertreter (hier: ihren Ehemann) vertreten war, liegt ein prozessordnungsgemäßer 

Beweisantrag nicht vor. Denn im Rahmen eines Rentenverfahrens muss sich der Beweisantrag 

möglichst präzise mit dem Einfluss dauerhafter Gesundheitsbeeinträchtigungen auf das 

verbliebene Leistungsvermögen befassen. Je mehr Aussagen von Sachverständigen oder 

sachverständigen Zeugen zum Beweisthema vorliegen, desto genauer muss der Antragsteller 

auf mögliche Unterschiede und Differenzierungen eingehen (Fichte, SGb 2000, 653, 656). 

Liegen mehrere Gutachten zum Gesundheitszustand und - daraus herleitend - zum 

verbliebenen Leistungsvermögen vor und hat sich dadurch bereits ein gewisses Leistungsbild 

manifestiert, bedarf es besonderer Angaben, weshalb die Einholung eines weiteren Gutachtens 

erforderlich ist (Fichte, aaO). Hierfür muss der Beschwerdeführer gezielt zusätzliche 

Einschränkungen auf das verbliebene Leistungsvermögen durch weitere - oder bereits 

festgestellte - dauerhafte Gesundheitsbeeinträchtigungen "behaupten" und möglichst genau 

bezeichnen ("dartun"). Denn Merkmal eines Beweisantrags ist die Behauptung einer 

bestimmten entscheidungserheblichen Tatsache und die Angabe des Beweismittels für diese 

(zum Ganzen BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Der abstrakte Hinweis auf "die 

Leistungsfähigkeit sowie … Arbeitsleistungsfähigkeit" verdeutlicht nicht ansatzweise, welche 

Beschwerden (es fehlen zB Angaben zur Art, Häufigkeit, Dauer und Intensität der 

7 

8 

9 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

 

Beschwerden) welchen Einfluss auf das zeitliche und/oder qualitative Leistungsvermögen 

haben. 

 

Auch im Übrigen sind keine Verfahrensmängel zu erkennen. Soweit der Bevollmächtigte der 

Klägerin geltend macht, der Beschluss des LSG sei ohne die übliche Postzustellungsurkunde 

nicht ordnungsgemäß zugestellt worden, ist dies unschädlich. Denn der Mangel ist durch den 

tatsächlichen Zugang geheilt worden (vgl § 63 Abs 2 S 1 SGG iVm § 189 ZPO), wie dies dem 

PKH-Antrag vom 23.9.2012 zu entnehmen ist. 

 

Eine - vermeintliche - Unrichtigkeit des angefochtenen Beschlusses, die die Klägerin möglicher-

weise zum Gegenstand ihrer Nichtzulassungsbeschwerde machen möchte, lässt sich mit Zu-

lassungsrügen nicht überprüfen (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Da der Klägerin somit keine PKH zu bewilligen war, hat sie nach § 73a SGG iVm § 121 Abs 1 

ZPO auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts. 
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